
Der Angeklagte war Stellvertreter des Direktors der 
Kreisfiliale H. der Bank für Landwirtschaft und Nah­
rungsgüterwirtschaft und Betreuer der LPG U. Als ihm 
bekannt wurde, daß der Betriebsplan der LPG in Höhe 
von 66 300 Mark nicht gedeckt war, verfälschte er bei 
der Vorbereitung der Jahresendabrechnung Unterlagen, 
die dem Rat für Landwirtschaftliche Produktion und 
Nahrungsgüterwirtschaft und der Bank im Rahmen der 
Berichterstattung vorzulegen waren. In die Inventur­
liste „Forderungen“ trug er einen Betrag von 
66 300 Mark ein. Damit wurde die Ergebnisrechnung als 
ausgeglichen dargestellt, und die Mittel zur Jahresend­
auszahlung wurden unberechtigt erhöht, denn die aus­
gewiesene Forderung wurde in die Bestandskreditie­
rung einbezogen. Auf der Grundlage der von ihm beein­
flußten Ergebnisrechnung wurde die Kreditabrechnung 
der LPG erarbeitet Der Angeklagte bestätigte sie in 
seiner Eigenschaft als Stellvertreter des Filialdirektors 
der Bank. Er unterließ es, die fingierte Forderung von 
den beleihungsfähigen Umlaufmitteln abzusetzen.
Auf Grund dieses Sachverhalts hat das Bezirksgericht 
den Angeklagten wegen Falschmeldung und Vorteils­
erschleichung (Vergehen gemäß § 171 Ziff. 1 StGB) auf 
Bewährung verurteilt, die Bewährungszeit auf ein Jahr 
und sechs Monate festgesetzt und für den Fall schuld­
hafter Nichtbewährung eine Freiheitsstrafe von acht 
Monaten angedroht.
Gegen-: diese Entscheidung wurde Berufung eingelegt. 
Sie führte zur Abänderung des Urteils im Schuldaus­
spruch.

Aus "fl e n G r ü n d e n :
Das Bezirksgericht hat den Sachverhalt in dem für 
die Entscheidung erforderlichen Umfang aufgeklärt. 
Die von ihm getroffenen Feststellungen sind bewiesen. 
Mit der Berufung wird zu Recht die Verurteilung des 
Angeklagten wegen in mittelbarer Täterschaft begange­
ner Falschmeldung und Vorteilserschleichung (Vergehen 
gemäß § 171 Ziff. 1 StGB) gerügt.
Nach ständiger Rechtsprechung muß der mittelbare 
Täter in seiner Person alle Voraussetzungen erfüllen, 
die im gesetzlichen Tatbestand für den Täter aufgestellt 
sind (vgl. OG, Urteil vom 9. Januar 1973 — 2 Ust 18/73 — 
unveröffentlicht). Das bedeutet für das Vergehen der 
Falschmeldung, daß der mittelbare Täter Staatsfunk­
tionär, Leiter oder leitender Mitarbeiter des zur Be­
richterstattung verpflichteten Wirtschaftsorgans oder 
Betriebes sein muß, der im Rahmen seiner Verantwor­
tung unrichtige oder unvollständige Angaben macht. Der 
Angeklagte war nicht leitender Mitarbeiter der Genos­
senschaft. Die Tatsache, daß er gelegentlich die LPG in 
der Buchführung und Finanzberichterstattung sachkun­
dig unterstützte, begründet keine Verantwortung i. S. 
des § 171 StGB. Er kann daher nicht mittelbarer Täter 
dieser Falschmeldung sein.
Gleichwohl kann er Teilnehmer einer solchen Straftat 
sein. Der früher in der Rechtsprechung vertretenen Auf­
fassung, daß die strafrechtliche Verantwortlichkeit we­
gen Beihilfe die Verurteilung des Haupttäters voraus­
setzt (OG, Urteil vom 19. August 1970 — 2 Ust 9/70 — 
unveröffentlicht), ist bereits in der Literatur widerspro­
chen worden (vgl. z. B. NJ 1972 S. 707 f., NJ 1973 S. 287). 
Der Senat schließt sich diesen Auffassungen an, woraus 
sich ergibt, daß die Feststellung der strafrechtlichen 
Verantwortlichkeit des Teilriehmers an einer Straftat 
voraussetzt, daß die strafrechtlich relevante Handlung, 
zu der angestiftet oder Beihilfe geleistet wurde, objek­
tiv begangen worden ist.
Das Bezirksgericht hat festgestellt, daß der Vorsitzende 
und der Buchhalter der LPG U. über die Wirtschafts­
ergebnisse in Unkenntnis der tatsächlichen Umstände 
unrichtige Angaben machten. Sie berichteten über eine 
Ergebnisrechnung, die nicht real war. Sie erlangten da­
mit einen Bestandskredit von 66 300 Mark, mit dessen 
Hilfe eine nicht voll erwirtschaftete Jahresendauszah­
lung finanziert wurde. Der Angeklagte hatte durch die 
Aufnahme von 66 300 Mark in die bereits abgeschlos­
sene Inventurliste „Forderungen“ und die Buchung die­
ses Betrags in die Konten die Grundlage für diese un­
richtige Berichterstattung geschaffen. Mithin hat er

objektiv zu der Faschmeldung Tathilfe geleistet (§ 22 
Abs. 2 Ziff. 3 StGB).
Das Vergehen der Falschmeldung und Vorteilserschlei­
chung ist erfüllt, wenn die unrichtigen oder unvollstän­
digen Angaben aus den im Tatbestand des § 171 Ziff. 1 
bis 3 StGB bezeichneten Motiven gemacht wurden.
Das Bezirksgericht ist davon ausgegangen, daß der An­
geklagte erhebliche Mängel verdecken wollte. Solche 
Mängel können Faktoren mit bedeutenden wirtschaft­
lichen Auswirkungen sein, wie sie sich z. B. in einer 
unausgeglichenen Ergebnisrechnung einer LPG nieder- 
schlagen können. Die Verhandlung hat jedoch nicht er­
geben, daß der Angeklagte Mängel verdecken wollte. Er 
strebte einen erheblichen ungerechtfertigten Vorteil für 
die LPG an. Er kannte die Umstände, die zur unaus­
geglichenen Ergebnisrechnung geführt hatten, und 
wußte, daß die Jahresendauszahlung deshalb nicht in 
der geplanten Höhe erfolgen konnte. Indem er fin­
gierte Forderungen erheblichen Umfangs in die Ergeb­
nisrechnung aufnahm und buchte, gestaltete er die Jah­
resendabrechnung ausgeglichen. Er fand sich bewußt 
damit ab, daß in Höhe der fingierten Forderungen ein 
um 66 300 Mark höherer Bestandskredit an die LPG 
ausgezahlt wurde, der die LPG in die Lage versetzte, 
die Arbeitseinheiten in der geplanten Höhe zu vergüten 
(§ 6 Abs. 2 StGB).
Wer durch unrichtige Angaben anstrebt, einen Kredit 
zu erlangen, handelt mit der Zielsetzung, zum Nach­
teil der Volkswirtschaft „ungerechtfertigte wirtschaft­
liche Vorteile“ (§ 171 Ziff. 3 StGB) zu erwirken, weil 
er über zusätzliche, ihm nicht zustehende finanzielle 
Mittel verfügen will. Der Tatbestand der Falschmel­
dung verlangt nicht, daß der wirtschaftliche Vorteil 
bereits eingetreten sein muß. Ist dies der Fall, so ist 
weiterhin die Anwendung der Bestimmungen zum 
Schutze des Eigentums zu prüfen. Stellt sich der wirt­
schaftliche Vorteil als rechtswidriger Vermögensvorteil 
dar, so kann tateinheitlich Betrug i. S. des § 159 StGB 
vorliegen.
Die Erlangung eines Kredits stellt somit nicht von 
vornherein einen wirtschaftlichen Schaden für den kre- 
ditaufnehmenden Betrieb dar, wie dies in der Entschei­
dung des Obersten Gerichts vom 28. Januar 1970 — 2 Ust 
23/69 — (unveröffentlicht) dargelegt worden ist, wes­
halb der dort vertretene Standpunkt aufgegeben wird. 
Erst die konkrete Art der Verwendung des Kredits kann 
sich für den Betrieb nachteilig auswirken und eine 
Straftat im Sinne des Vertrauensmißbrauchs oder der 
Untreue sein, z. B. wenn die Mittel über die Jahres­
endauszahlung in einer LPG in die individuelle Kon­
sumtion fließen und aus dem Vermögen der LPG an 
die Bank zurückgezahlt werden müssen.
Die vom Angeklagten begangenen Handlungen sind da­
her als tateinheitlich begangene Betrugshandlungen 
zum Nachteil sozialistischen Eigentums (Vergehen nach 
§ 159 Abs. 1 StGB) zu beurteilen. Indem der Angeklagte 
im Rahmen seiner Tätigkeit für die LPG die Unterlagen 
über die Jahresendabrechnung verfälschte und in sei­
ner Eigenschaft als Stellvertreter des Filialdirektors der 
Bank die auf dieser Grundlage angefertigte Kreditab­
rechnung bestätigte, täuschte er die verfügungsberech­
tigten Personen der Bank für Landwirtschaft und Nah­
rungsgüterwirtschaft und bewirkte bedingt vorsätzlich 
die Zahlung eines um 66 300 Mark höheren Bestands­
kredits an die LPG.
Bei der Beurteilung dieser Straftat ist davon auszu­
gehen, daß die Höhe des erlangten Kreditbetrags nicht 
identisch ist mit einer Schädigung des sozialistischen 
Eigentums in diesem Umfang. Bei der ungerechtfertig­
ten Erlangung von Kreditmitteln handelt es sich viel­
mehr um einen durch die Laufzeit des Kredits bestimm­
ten zeitweiligen Entzug sozialistischen Eigentums. Eine 
endgültige Veränderung der Eigentumsverhältnisse ist 
nicht eingetreten und war auch nicht beabsichtigt. Die­
ser zeitweilige Entzug ist für die Beurteilung der Schäd­
lichkeit von wesentlicher Bedeutung (OG, Urteil vom
23. Januar 1975 — 2 a Ust 61/74 — unveröffentlicht). 
Zwar hat der Angeklagte kurzfristig beträchtliche Kre­
ditmittel einer ordnungsgemäßen Verwendung entzo­
gen, er handelte jedoch nicht aus kleinbürgerlichem
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